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Prüfbericht der Arbeitsgruppe  
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Aufgabenbereich Sportförderung 

1. Ist-Zustand 

Jugend + Sport, Programm J+S: 

Das Programm Jugend und Sport (J+S) entstand 1972 als Nachfolge des turnerisch-
sportlichen Vorunterrichts, der bis dahin auf Stufe Bund und Kantone für Knaben geführt 
wurde. Es ist das grösste Sportförderprogramm des Bundes. Es unterstützt Vereine, 
Verbände, Schulen, Gemeinden und Kantone, die Kindern und Jugendlichen Lager, re-
gelmässige Trainings oder Sportstunden ausserhalb der Schule nach den Regeln von 
J+S anbieten.  

Die beiden Hauptelemente des Programms sind die J+S Kaderbildung und J+S Jugend-
ausbildung in Kursen und Lagern. Die J+S Kaderbildung hat zum Ziel, eine qualitativ 
hochwertige Sportausbildung für Kinder und Jugendliche durch kompetente, gut ausge-
bildete Leiterpersonen sicherzustellen. Durch qualitativ hochwertige Sportangebote in 
Kursen und Lagern werden die Sport- und Lebenskompetenzen bei Kindern und Ju-
gendlichen – als Beitrag zu «wertvollem Sport» und als Grundlage für ein lebenslanges 
Sporttreiben – gefördert.  

Mit rund 680’000 teilnehmenden Kindern und Jugendlichen sowie rund 41.5 Millionen 
Kursstunden und 1.8 Millionen Lagertagen wurden im Jahr 2024 die bisherigen Höchst-
werte des Programms J+S erreicht.   

Die Umsetzung des Programms J+S erfolgt in Zusammenarbeit mit den Kantonen und 
den rund 70 nationalen Sport- und Jugendverbänden.  

Sport in der Schule (Schulsportobligatorium): 

Die Kantone fördern im Rahmen des schulischen Unterrichts die täglichen Sport- und 
Bewegungsmöglichkeiten. Sie sorgen für die notwendigen Anlagen und Einrichtungen. 
Der Sportunterricht ist in der obligatorischen Schule und auf der Sekundarstufe II obliga-
torisch. Aktuell sind aufgrund der Vorgaben des Bundes in der obligatorischen Schule 
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mindestens drei Lektionen Sportunterricht pro Woche obligatorisch. An Berufsfachschu-
len ist der Mindestumfang abhängig von der Organisationsform und dem Umfang des 
schulischen Unterrichts. 

1.1. Regelungskompetenz 

Jugend und Sport, Programm J+S: 

Gemäss Art. 68 BV fördert der Bund den Sport, insbesondere die Ausbildung. Er kann 
zudem Vorschriften über den Jugendsport erlassen.  

Das Bundesgesetz über die Förderung von Sport und Bewegung (Sportförderungsge-
setz, SpoFöG; SR 415.0) regelt die Grundsätze; die Sportförderungsverordnung 
(SpoFöV; SR 451.01) wiederum regelt detailliert das Zusammenspiel und die Aufgaben-
teilung zwischen Bund, Kantonen und privaten Organisationen (insb. Sportverbände).  

Sport in der Schule (Schulsportobligatorium und Mindestlektionenanzahl): 

Gemäss Art. 68 BV fördert der Bund den Sport, insbesondere die Ausbildung. Er kann 
zudem Vorschriften über den Jugendsport erlassen und den Sportunterricht an Schulen 
obligatorisch erklären. Im Sportförderungsgesetz sind in Art. 12 «Förderung von Sport- 
und Bewegungsmöglichkeiten» die Vorgaben des Bundes für den Sport in der Schule 
geregelt. 

Die eidgenössischen Räte haben im Jahr 2011 entschieden, sowohl das Obligatorium 
wie auch die Möglichkeit zu quantitativen und qualitativen Vorschriften im Sportförde-
rungsgesetz zu verankern. Im Rahmen der Umsetzung dieser Kompetenzen wurde da-
von Abstand genommen, qualitative Vorgaben zu erlassen. Die Regelung betreffend 
Mindestlektionenzahl für die obligatorische Schule ist im Gesetz festgehalten (Art. 12 
Abs. 4 SpoFöG). Für die Sekundarstufe II (Mindestlektionenzahl von 110 Stunden regel-
mässig über das Schuljahr verteilt in Art. 49 Abs. 3 SpoFöV) und die Berufsfachschulen 
(detaillierte Vorschriften in Art. 51ff. SpoFöV) hat der Bundesrat nach Anhörung der 
Kantone eine Regelung erlassen.   

1.2. Heutige Aufgabenerfüllung 

1. Jugend und Sport, Programm J+S:  

Bei der Darstellung der Aufgabenteilung zwischen Bund, Kantonen sowie Sport- und Ju-
gendverbänden gilt es zwischen der J+S Kaderbildung (Grundausbildung und Weiterbil-
dung) und der J+S Jugendausbildung (Kurse und Lager) zu unterscheiden.  

Aufgabenteilung in der J+S Kaderbildung 

Das Ausbildungssystem von J+S ist klar strukturiert und basiert auf verschiedenen 
Funktionen und Ausbildungsstufen. J+S Leiter/-innen führen Aktivitäten direkt mit den 
teilnehmenden Kindern und Jugendlichen durch. J+S Coaches übernehmen administra-
tive Aufgaben und sind Bindeglied zwischen Organisatoren von J+S Angeboten und der 
J+S Kontrollinstanz (Kantone und Bund). J+S Expert/-innen bilden die Leiter/-innen aus 

https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/1999/404/de#art_68
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2012/460/de
https://www.fedlex.admin.ch/eli/cc/2012/461/de


Seite 3 / 7 

und begleiten sie. Die Ausbildung gliedert sich in eine Grundausbildung (Leiter- und Ein-
führungskurse) sowie eine modulare Weiterbildung mit sportartspezifischen und -über-
greifenden Inhalten, die bis zur J+S-Expertenbildung führen kann. Zudem gibt es eine 
Schnittstelle zur weiterführenden Berufsbildung durch die «Trainerbildung Schweiz». 

Der Bund steuert das gesamte Kaderbildungssystem, stellt Lehr-/Lernmedien zur Verfü-
gung, kontrolliert die Qualität, bildet Expert/-innen aus und erteilt auf Antrag der Kantone 
und Verbände J+S Anerkennungen. Die Kantone organisieren die Grundausbildung 
(exkl. Lagersport/Trekking) und führen sportartübergreifende Weiterbildungen durch. Die 
Sportverbände entwickeln die sportartspezifischen Aus- und Weiterbildungsstrukturen 
weiter, planen sportartspezifische Karrieremodule und stimmen ihre verbandseigenen 
Aus- und Weiterbildungsangebote mit J+S ab. 

Aufgabenteilung in der Jugendausbildung (J+S Kurse und Lager) 

J+S bietet zwei zentrale Angebotsformen für Kinder und Jugendliche im Alter von 5 bis 
20 Jahren: J+S Kurse und J+S Lager. Voraussetzung für die Durchführung solcher An-
gebote sind anerkannte J+S Leitende mit gültiger Leiteranerkennung in der jeweiligen 
Sportart. Sie tragen die fachliche Verantwortung für die sportlichen Aktivitäten. Zusätz-
lich ist ein anerkannter J+S Coach notwendig, der für Organisation, Anmeldung, Abrech-
nung über die Nationale Datenbank Sport (NDS) sowie die Kommunikation mit J+S zu-
ständig ist. 

Der Bund legt die Rahmenbedingungen für die Durchführung fest, stellt Leihmaterial be-
reit, richtet finanzielle Beiträge an die Organisatoren von J+S Aktivitäten aus und kon-
trolliert die Wirkung und Qualität der Angebote. Die Kantone sind für die Umsetzung vor 
Ort verantwortlich, benennen zuständige Stellen und überwachen die korrekte Durchfüh-
rung und Abrechnung. Zusätzlich können sie ergänzende Programme aus eigener Fi-
nanzierung anbieten. 

Zusammenspiel von Ausbildung und Förderung ist der zentrale Erfolgsfaktor von 
J+S 

Der nachhaltige Erfolg des J+S Programms basiert wesentlich auf der engen Verflech-
tung der J+S Kaderbildung (Qualität, Sicherheit) und der finanziellen Förderung von 
Sportkursen und -lagern. Die Kopplung der finanziellen Unterstützung von Sportangebo-
ten an die J+S Anerkennung der Leiterpersonen  

- stellt die fachliche und pädagogische Qualität der Sportangebote sicher;  

- schafft einen Anreiz für Vereine und andere Organisatoren von J+S Angeboten, 

Sportleiter/-innen für die J+S Ausbildung zu gewinnen und zu regelmässiger 

Weiterbildung zu motivieren;  

- schafft die Voraussetzung für den Bund, die inhaltliche Ausrichtung der Kinder- 

und Jugendsportförderung gezielt zu steuern und die nachhaltigen und erfolgrei-

chen Qualitätsstandards für wertvollen Sport in der ganzen Schweiz zu etablie-

ren.  

2. Sport in der Schule (Schulsportobligatorium): 
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Die Aufgabenerfüllung (Umsetzung des Obligatoriums) erfolgt ausschliesslich durch die 
Kantone. 

1.3. Finanzierung 

1. Jugend und Sport, Programm J+S: 

Der Bund leistet aktivitätsbasiert Finanzhilfen an Kurse (aktuell CHF 1.30/Stunde/Teil-
nehmende) und Lager (aktuell CHF 16.00/Tag/Teilnehmende). Insgesamt betrugen die 
Finanzhilfen des Bundes im Jahr 2024 rund 113.6 Millionen Franken. 

Alle Kantone verfügen über eine J+S Fachstelle und leisten dementsprechend Personal- 
und Sachleistungen, welche jedoch nicht bezifferbar sind. Einige Kantone leisten zu-
sätzlich direkte Finanzhilfen. Es besteht kein Überblick über den gesamten Umfang.  

2. Sport in der Schule (Schulsportobligatorium): 

Im Bereich des Sports in der Schule bestehen keine Finanzflüsse vom Bund zu den 
Kantonen oder umgekehrt. Eine Entflechtung hätte demzufolge keine finanziellen Aus-
wirkungen. 

1.4. Herausforderungen 

1. Jugend und Sport, Programm J+S:  

Die Aufgabenteilung und -erfüllung im Verbund mit den Kantonen und unter Einbezug 
weiterer Sport- und Jugendorganisationen hat sich über Jahrzehnte eingespielt und 
etabliert. J+S wird im Rahmen dieser Zusammenarbeit entsprechend den sich verän-
dernden Bedürfnissen weiterentwickelt. 

2. Sport in der Schule (Schulsportobligatorium): 

Die Kantone stellten sich seit dem Start der Revision des Sportförderungsgesetzes 
Ende der Nullerjahre auf den Standpunkt, dass sie für das Schulwesen zuständig seien 
(Art. 62 Abs. 1 BV). Diese Zuständigkeit werde durch das bundesrechtliche Sportobliga-
torium eingeschränkt. Die Bundesverfassung ermächtige den Bund, in die kantonale 
Schulhoheit einzugreifen und den Sportunterricht an den Schulen obligatorisch zu erklä-
ren (Art. 68 Abs. 3 BV). Für die Organisation und Durchführung des Schulsports würden 
aber die Kantone zuständig bleiben und damit seien weder quantitative noch qualitative 
Vorschriften zulässig. 

Die von den eidgenössischen Räten vertretene Rechtsauffassung basiert auf einem 
Gutachten von G. Biaggini1, das im Vorfeld der Totalrevision des BG über die Förderung 
von Turnen und Sport verfasst wurde. Dieses kommt zum Schluss, dass die Kompetenz 

 
1 Giovanni Biaggini, Zur Tragweite der Schulsport-Klausel – Art. 68 Abs. 3 BV nach der Revision der 

Bildungsartikel, in Festschrift für Paul Richli zum 65. Geburtstag, Auf der Scholle und in lichten Hö-

hen, S. 695ff. 
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des Bundes, für die Kantone eine Mindeststundenzahl festzulegen, vorhanden sei. Die 
EDK liess ein Gegengutachten durch Prof. Ehrenzeller erstellen. Die Lehre ist entspre-
chend geteilt. 

2. Mögliche Varianten 

Die Arbeitsgruppe hat beschlossen, im vorliegenden Kurzbericht einzig die Aufhebung 
des bundesrechtlichen Schulsportobligatoriums zu prüfen.  

Hinsichtlich J+S hat die Arbeitsgruppe entschieden, keine Varianten vertieft zu prüfen. 
Eine ausschliessliche Zuständigkeit beim Bund würde bedingen, dass alle Aufgaben 
(Bewilligung und Erstkontrolle, Beratung), die aktuell die kantonalen Stellen ausführen, 
durch den Bund übernommen würden. Es würde bedeuten, dass der Bund die Organi-
sation der Grundausbildung übernimmt. Die Infrastrukturen gehören aber den Kantonen 
und Gemeinden. Eine Zentralisierung aller Aufgaben auf Stufe Bund kann den föderalen 
Strukturen der Verbände nicht gerecht werden. Gegen eine Kantonalisierung, bei der 
die Kantone die Zuständigkeit für die Regelung und den Vollzug der J+S-Kaderausbil-
dung und J+S-Jugendausbildung vollständig übernehmen würden, spricht der Bedarf an 
einer landesweit einheitlichen Regelung bzw. einem schweizweit verankerten Programm 
und die Zusammenarbeit mit national organisierten Sportverbänden. 

Variante Aufhebung Bundesregelung beim Sportunterricht 

2.1.1. Stossrichtung 

Die Zuständigkeit des Bundes für die Förderung von Bewegung und Sport soll auf dieje-
nigen Bereiche beschränkt werden, die nicht von der Schulhoheit der Kantone gemäss 
Art. 62 BV abgedeckt sind. Daraus folgt, dass der Bund auf Regelungen im Bereich 
Sportunterricht (Obligatorium, Mindestlektionenanzahl) verzichtet.   

2.1.2. Rechtsetzungsbedarf 

Auf Bundesverfassungsstufe wäre Art. 68 Abs. 3 BV anzupassen. Konsequenterweise 
müsste der Absatz gestrichen werden. Nur so könnte die in Kapitel 1.4. beschriebene 
unterschiedliche Rechtsauffassung zwischen Bund und Kantonen gelöst werden. Da es 
sich aber um eine Kann-Formulierung handelt, wäre eine Streichung zur Abschaffung 
des Obligatoriums und den Vorgaben zur Mindestlektionenzahl nicht zwingend notwen-
dig. 

Weiter sind die Abs. 2-4 von Art. 12 SpoFöG aufzuheben (Obligatorium/Mindestlektio-
nenzahl/Qualität). Ebenfalls aufzuheben wäre Art. 12 Abs. 5 (Mindestlektionenzahl/Qua-
lität) betreffend Berufsschulen, die einer Erstausbildung analog Sekundarstufe II ent-
sprechen.  
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2.1.3. Finanzielle Auswirkungen 

Der Bund beteiligt sich bisher nicht an den Kosten für den Sportunterricht in der obliga-
torischen Schule. Die Aufhebung der Regelung im SpoFöG hat keine finanziellen Aus-
wirkungen, weder für den Bund noch für die Kantone.  

2.1.4. Bewertung 

Die Arbeitsgruppe ist der Ansicht, dass mit einer Aufhebung der Bundesregelung beim 
Sportunterricht die Subsidiarität gestärkt werden könnte, da die Bildungshoheit der Kan-
tone in diesem Bereich wieder hergestellt würde. Weiter würde die fiskalische Äquiva-
lenz verbessert. In dem die Kantone basierend auf den sprachregionalen und stufenspe-
zifischen Lehrplänen die Anzahl Sportlektionen festlegen und die entsprechenden Kos-
ten tragen würden, würde die Kongruenz zwischen Nutzniessenden sowie Entschei-
dungs- und Kostentragenden verbessert. Zudem fällt der unmittelbare Nutzen von 
Sportlektionen bei den Kindern und Jugendlichen direkt vor Ort resp. auf dem Kantons-
gebiet an.   

In der Arbeitsgruppe werden unterschiedliche Ansichten vertreten, inwiefern die Strei-
chung der Bundesregelung beim Sportunterricht die Effektivität und die Effizienz beein-
flussen würde. Aktuell haben alle Kinder und Jugendlichen gleichermassen Zugang zu 
Sport in der Schule. Die kantonale Vertretung sowie die finanzpolitische Bundesvertre-
tung sind der Ansicht, dass die Kantone auch ohne Vorgaben des Bundes ausreichen-
den Zugang zum Sportunterricht gewährleisten können und dies auch würden. Insofern 
würden weder die Effektivität noch die Effizienz beeinträchtigt. Demgegenüber befürch-
tet die bundessektorale Vertretung, dass bei einer Streichung des Obligatoriums respek-
tive der Vorgabe zu einer Mindestzahl an Sportlektionen, einzelne Kantone den Sport-
unterricht reduzieren oder gänzlich darauf verzichten könnten. Damit könnte ein von 
Kindern und Jugendlichen geschätztes und für ihre Entwicklung wichtiges Element der 
obligatorischen Schule entfallen. Dabei verweist die bundessektorale Vertretung auf 
Studien, die zeigen, dass Kinder und Jugendliche den Schulsport insgesamt positiv be-
werten und mehr Angebote nutzen würden, wenn es sie gäbe.2 Zudem weist sie darauf 
hin, dass der freiwillige Schulsport heute eine wichtige Funktion in der Sportförderung 
einnimmt. Würde das Schulsportobligatorium auf Stufe Bund wegfallen, müsste diese 
Schnittstelle neu geregelt werden, was die Effizienz beinträchtigen könnte. 

3. Würdigung und Empfehlungen 

Die Kantonsvertretungen sowie die finanzpolitische Vertretung des Bundes empfehlen, 
die Bundesregelung beim Sportunterricht aufzuheben. Damit könnten die Subsidiarität 
und die fiskalische Äquivalenz im Vergleich zum Status quo gestärkt werden. Die Schul-
hoheit der Kantone in diesem Bereich würde dadurch wieder hergestellt. Negative Aus-
wirkungen auf die effektive und effiziente Aufgabenerfüllung auf Seiten der Kantone sind 

 
2 Studie Sport Schweiz 2020, Kinder und Jugendbericht. 

https://www.sportobs.ch/inhalte/Downloads/Kinder_und_Jugendbericht_2020_d.pdf
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aus ihrer Sicht nicht zu erwarten. Zudem könnte die Effizienz auf Bundesebene verbes-
sert werden, da die damit verbundenen Aufgaben beim Bund (BASPO) wegfallen wür-
den.  

Die bundessektorale Vertretung verweist auf die hohe Relevanz für Kinder und Jugendli-
che, für ihre Gesundheit und Leistungsfähigkeit regelmässig Sport zu betreiben. Dabei 
komme dem Sportunterricht eine wichtige Rolle zu. Vor dem Hintergrund der unter-
schiedlichen Rechtsauffassungen, ob und inwiefern die Regelungen des Bundes für die 
Förderung von Bewegung und Sport in unzulässiger Weise in die Schulhoheit der Kan-
tone gemäss Art. 62 BV eingreifen, ist sie einverstanden, die Angemessenheit einer 
Vorgabe zur Mindestlektionenzahl zu prüfen.  

Aus Bundessicht könnte in diesem Rahmen auch die Weiterführung des Obligatoriums 
ohne bundesrechtliche Vorgaben zu dessen Ausgestaltung geprüft werden (Streichung 
Art. 12 Abs. 4 und 5 SpoFöG). 

 


